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ANHANG 
 

 

 

Plenum 

 

Präsentation: Schulvorhaben des Landes 

Dezernent Norbert Brugger, Städtetag Baden-Württemberg 
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Arbeitsgruppe 1 

 

Umsetzung der Ganztagesbetreuung an Grundschulen 

Barbara Loeben, Schulamtsdirektorin, Staatliches Schulamt Tübingen 
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Arbeitsgruppe 2 

 

Schulentwicklungsplanung Gemeinschaftsschule 

Roland Hocker, Leitender Schulamtsdirektor, Staatliches Schulamt Tübingen 
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Gemeinschaftsschule in Baden-Württemberg  

Handreichung zur Beantragung einer Gemeinschaftsschule  

(Auszüge) 

 

1. Allgemeine Informationen zum Verfahren  

2. Pädagogische Konzeption  

3. Räumliche und sächliche Ausstattung  

4. Öffentliches Bedürfnis (z. B. Schülerzahl) 

 

 

1. Allgemeine Informationen zum Verfahren 

 

Antragsstellung  

 

(…) Den Antrag auf Einrichtung einer Gemeinschaftsschule stellt der Schulträger.  

Dabei muss geklärt sein, ob die Gemeinschaftsschule im Verbund mit einer Grundschule 

nach § 8a Abs. 2 S. 4 SchG geführt wird. Die Gemeinschaftsschule im Sekundarbereich I hat 

keinen Schulbezirk, im Falle des Schulverbundes besteht auch für die Grundschule kein 

Schulbezirk. Auch können Grundschüler aus dem Schulbezirk einer anderen Grundschule an 

der mit einer Gemeinschaftsschule im Schulverbund geführte Grundschule angemeldet 

werden. Für die Grundschule, die im Schulverbund mit einer Gemeinschaftsschule geführt 

wird, kann im Zuge der Antragstellung die Entscheidung für die Einrichtung des 

Ganztagsbetriebs entsprechend der in § 8a Abs. 3 S. 2 SchG gesetzlich geregelten 

Möglichkeiten getroffen werden. Die Grundschule erhält die entsprechende Zuweisung von 

Lehrerwochenstunden.  

Falls eine Gemeinschaftsschule in so genannter „horizontaler Teilung“ an zwei Standorten 

eingerichtet werden soll, so ist dies ausführlich zu begründen. 

Schulträger und Schule müssen sicherstellen, dass bei Antragstellung auf 

Gemeinschaftsschule folgen-de Kriterien erfüllt sind:  

 

 Tragfähige pädagogische Konzeption (siehe Kapitel 2)  

 Hinreichende sächliche und räumliche Ausstattung (siehe Kapitel 3)  

 Darlegung des öffentlichen Bedürfnisses im Hinblick auf ausreichende Schülerzahlen 

(siehe Kapitel 4)  

 

Die Gemeinschaftsschule (GMS) entsteht in einem Prozess der gemeinsamen 

Willensbildung von Schule und Schulträger. Das Ziel der Einrichtung einer GMS wird 

gemeinsam verfolgt, Schule und Schulträger verpflichten sich zu pädagogischen sowie 

personalen und sächlichen Leistungen. Die Eltern und weitere Partner in örtlichen 

Netzwerken werden ebenfalls in den Prozess eingebunden. Das Verfahren ist prozess- und 

entwicklungsorientiert angelegt; es bietet Anregungen und Orientierung für die Entwicklung 

zur GMS bzw. für die Weiterentwicklung als GMS. Die fachliche Einschätzung soll 

weitgehend von Kriterien geleitet und multiperspektivisch erfolgen (Mehraugen-Prinzip sowie 

unterschiedliche Erkenntnisquellen).  
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Die fachliche Einschätzung bezieht sich auf die bereits gelebte pädagogische Praxis (z. B. 

hinsichtlich der Lernkultur) sowie auf angestrebte und geplante Elemente der GMS (z. B. 

verbindliche Ganztagsschule, Inklusion). In den Blick genommen werden die Kultur der 

Schule, die Haltung der Schulleitung, der Lehrkräfte und Eltern, die etablierten Strukturen 

und die konkrete Praxis vor Ort. Die Ausgangslage der Schule muss erwarten lassen, dass 

ein konstruktiver und förderlicher Umgang mit Vielfalt stattfindet und dass dar-über hinaus 

die wesentlichen Elemente der GMS (siehe pädagogische Qualitätskriterien) im Blick sind 

und bearbeitet werden. Ziel ist es, einen landesweit einheitlichen Rahmen zur Einschätzung 

und Genehmigung von Anträgen zu schaffen. 

 

2. Pädagogische Konzeption 

Pädagogische Leitlinien  

 

(…) Die nachfolgenden pädagogischen Leitlinien orientieren sich unter anderem an Kriterien 

und Standards des Deutschen Schulpreises, des Schulnetzwerks "Blick über den Zaun", 

sowie am Orientierungsrahmen für Schulqualität. Zusammengenommen konkretisieren diese 

Leitlinien die politischen Setzungen zur GMS, wie sie im Schulgesetz zum Ausdruck 

kommen.  

Dies sind insbesondere:  

- individualisierte Lernformen  

- heterogene Lerngruppen  

- Inklusion  

- Angebot aller Bildungsstandards in einem gemeinsamen Bildungsgang  

- schulartspezifische Abschlüsse der Sekundarstufe I bzw. der Sekundarstufe II  

- differenzierte Formen der Leistungsbeurteilung und Leistungsrückmeldung  

- Stärkenorientierung: menschliche Unterschiede werden als Bereicherung erlebt und 

stärken im schulischen Alltag das Verständnis von Demokratie  

- positive Fehlerkultur  

- Ganztagsschule  

- Vernetzung mit und Beteiligung von Elternschaft (aktive Erziehungspartnerschaft) und 

außerschulischen Partnern  

- Berufsorientierung  

Eine "gute" GMS zeichnet sich dadurch aus, dass sie  

- Pädagogik als Beziehungsarbeit begreift,  

- eine Willkommenskultur pflegt,  

- auf Selektion verzichtet ("Keine Schülerin/kein Schüler geht verloren"),  

- vielfältige Könnenserfahrungen ermöglicht,  

- niemanden beschämt,  

- Vielfalt als Chance für alle begreift,  

- Demokratielernen und Verantwortungsübernahme mit einer positiven Fehlerkultur 

ermöglicht,  

- Partizipation von Lehrerkräften, Eltern, Schülern als selbstverständlich erachtet,  

- Leadership statt Leitung praktiziert. 
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3. Räumliche und sächliche Ausstattung  

 

(…) Die Gemeinschaftsschule (GMS) ist eine Schule, die die Bildungsstandards der 

Hauptschule, der Realschule und des Gymnasiums anbietet – bei Einbeziehung einer 

Grundschule auch die Standards dieser Schulart – und in der alle Schülerinnen und Schüler 

nach ihren individuellen Voraussetzungen lernen und gefördert werden. Inklusive 

Bildungsangebote sind Bestandteil der Schule. Eine zentrale Rolle spielen 

Selbstlernprozesse und kooperative Lernformen. Die bisher üblichen Klassenverbände sind 

durch Lerngruppen ersetzt, in denen die Schülerinnen und Schüler miteinander und 

voneinander lernen.  

Im Blick auf den Auf- und Ausbau der GMS ab Klasse 5 ist es erforderlich, dass der 

Schulträger vor Erteilung der Genehmigung schriftlich erklärt, dass die Voraussetzungen der 

räumlichen und sächlichen Ausstattung zur Gewährleistung aller Bildungsstandards (HS, RS, 

Gym) vorliegen bzw. er diese zum erforderlichen Zeitpunkt schaffen wird und soweit sich mit 

Inkrafttreten des Bildungsplans für die GMS Änderungen in den Anforderungen dieser 

Ausstattung ergeben, er diese ebenfalls gewährleistet.  

Da nicht jede GMS eine Grundschule und/oder eine gymnasiale Oberstufe umfasst, 

beziehen sich die folgenden Anforderungen auf die Sekundarstufe I.  

Bis endgültige Regelungen zu den räumlichen Anforderungen fixiert sind, wurde in 

Abstimmung mit den kommunalen Landesverbänden der Raumbedarf vorläufig festgelegt. 

 

4. Öffentliches Bedürfnis  

 

(…) In § 27 Abs. 2 SchG ist das Erfordernis des "öffentlichen Bedürfnisses" zur Einrichtung 

einer Schule geregelt. Insbesondere folgende grundsätzliche Aspekte sind bei der Prüfung 

des öffentlichen Bedürfnisses zur Einrichtung einer neuen Schule zu berücksichtigen:  

 

 Dauerhafte Zweizügigkeit (Schülerzahl) erforderlich  

 Auswirkungen auf Nachbarschulen  

 Vermeidung von Leerstand bestehender Schulräume  

 Möglichst nur zwingend notwendige Neubaumaßnahmen  

 Schulwegsituation  
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Arbeitsgruppe 3 

 

Schulfördervereine und Ganztagesbetreuung 

Die Rolle der Schulfördervereine in der Ganztagesbetreuung 

Anne Kreim, Bundes- und Landesverband Baden-Württemberg der Schulfördervereine 
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Arbeitsgruppe 4 

 

Inklusion 

Martin Schüler, Schulrat, Staatliches Schulamt Tübingen 
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